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Kleine Anfrage
der Abgeordneten Cornelia Möhring, Dr. Gregor Gysi, Susanne Hennig-Wellsow 
und der Gruppe Die Linke

Lithium-Abbau in Serbien

Am 19. Juli 2024 unterzeichneten Bundeskanzler Olaf Scholz, der serbische 
Präsident Aleksandar Vucic und der stellvertretende EU-Kommissionspräsident 
Maros Sefcovic in Belgrad ein „Abkommen über die strategische Partnerschaft 
zu nachhaltigen Rohstoffen, Batterie-Wertschöpfungsketten und Elektrofahr-
zeugen“. Dieses Abkommen sieht unter anderem die mögliche Förderung von 
Lithium im westserbischen Jadar-Tal durch das Unternehmen Rio Tinto vor.
Das umstrittene Lithium-Abbauprojekt wurde im Januar 2022 nach landeswei-
ten Protesten zunächst gestoppt und die Genehmigung für Rio Tinto von der 
serbischen Regierung widerrufen. Das Projekt wurde vor allem wegen der 
möglichen Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere auf die Wasserversor-
gung und die landwirtschaftliche Nutzfläche in der Region, sowie mangelnder 
Transparenz und Rechtsstaatlichkeit bei Genehmigungsverfahren und Durch-
führung von vielen Bürgerinnen und Bürgern, Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern sowie Umweltschutzorganisationen scharf kritisiert.
Am 11. Juli 2024 entschied das serbische Verfassungsgericht, dass die Ent-
scheidung der Regierung von 2022, das Lithium-Projekt von Rio Tinto im 
Jadar-Tal zu stoppen, verfassungswidrig war. Die Begründung des Gerichts 
war, dass die Regierung ihre Kompetenzen überschritten habe, als sie die Ge-
nehmigung für den Raumordnungsplan des Projekts widerrief. Nur acht Tage 
später wurde die o. g. Vereinbarung im Rahmen des „Critical Raw Material 
Summit“ in Belgrad unterzeichnet.
Bedenken an der Rechtsstaatlichkeit in Serbien werden auch im „Bericht aus 
Brüssel 8/2024“, erstellt durch das EU-Referat 4 vom 3. Juni 2024 (www.bund
estag.btg/Wissen/Europa/Berichte/2024_08.pdf) ausgedrückt. Der Bericht weist 
auf erhebliche Demokratiedefizite hin, insbesondere in den Bereichen Rechts-
staatlichkeit, Medienfreiheit und Korruptionsbekämpfung. Laut Expertinnen 
und Experten wird in Serbien regelmäßig gegen das eigene Umweltrecht ver-
stoßen, insbesondere bei großen ausländischen Projekten (www.zdf.de/nachrich
ten/politik/ausland/serbien-lithium-proteste-eu-100.html).
Zudem ist das für den geplanten Lithium-Abbau vorgesehene Unternehmen, die 
Rio Tinto Group, aufgrund von früheren Umwelt- und Menschenrechtsverstö-
ßen umstritten (www.theguardian.com/environment/2024/apr/04/rio-tintos-mad
agascar-mine-may-face-lawsuit-over-pollution-claims).
In Serbien wird seit Wiederaufnahme des Abbau-Plans 2024 wieder landesweit 
protestiert, unter anderem demonstrierten am 10. August 2024 mehrere zehn-
tausend Menschen in Belgrad und blockierten Brücken (https://taz.de/Proteste-i
n-Serbien-gegen-Lithium-Abbau/!6026646/). Umweltaktivistinnen und Um-
weltaktivisten berichten seitdem von Einschüchterungen und Bedrohungen 
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durch die Regierung und sehen sich diffamierenden Berichten in regierungsna-
hen Medien ausgesetzt.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Zu welchem Zeitpunkt erfolgte die Einladung an die Bundesregierung und 

den Bundeskanzler zu dem Treffen in Belgrad zur Unterzeichnung des 
Abkommens über die strategische Partnerschaft?

 2. Von welchen Unternehmensvertreterinnen und Unternehmensvertretern 
wurde Bundeskanzler Olaf Scholz nach Wissen der Bundesregierung bei 
seinem Besuch in Serbien im Juli 2024 begleitet (bitte nach Namen auf-
schlüsseln)?

 3. Welche Unternehmen hat Bundeskanzler Olaf Scholz nach der Kenntnis 
der Bundesregierung bei seinem Besuch in Serbien im Juli 2024 getroffen 
(bitte nach Namen aufschlüsseln)?

 4. Haben laut Bundesregierung an dem Treffen zur Unterzeichnung des Ab-
kommens am 19. Juli 2024 in Belgrad auch Vertreterinnen und Vertreter 
deutscher Unternehmen teilgenommen, und wenn ja, bitte detailliert ange-
ben, welche Personen vertreten waren und in wessen Auftrag sie handel-
ten?

 5. Mit welchen deutschen und europäischen Unternehmen hat die serbische 
Regierung nach Kenntnis der Bundesregierung Vereinbarungen über zu-
künftige Zusammenarbeit zur Weiterverarbeitung des abgebauten Lithi-
ums getroffen?

 6. Welche Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft hat Bundeskanz-
ler Olaf Scholz laut Bundesregierung bei seinem Besuch in Serbien im 
Juli 2024 getroffen, und was war Gegenstand der Gespräche (bitte nach 
Namen der jeweiligen Organisationen aufschlüsseln)?

 7. Wie bewertet die Bundesregierung die gemeinsame Erklärung von Bun-
deskanzler Olaf Scholz, der EU-Kommission und dem serbischen Präsi-
denten Aleksandar Vucic vom 19. Juli 2024 angesichts der im „Bericht 
aus Brüssel 08/2024“ vom 3. Juni 2024, genannten Defizite in Serbien 
(www.bundestag.btg/Wissen/Europa/Berichte/2024_08.pdf)?

 8. Wie schätzt die Bundesregierung die Unabhängigkeit und Rechtsstaatlich-
keit der serbischen Justiz ein, insbesondere in Bezug auf das serbische 
Verfassungsgericht?

 9. Wie bewertet die Bundesregierung den im Jahr 2022 von der serbischen 
Regierung verfügten Abbaustopp für Lithium-Vorkommen im Jadar-Tal?

10. Wie bewertet die Bundesregierung die vom serbischen Verfassungsgericht 
am 11. Juli 2024 gefällte Entscheidung, den Abbaustopp als rechtswidrig 
einzustufen, vor allem im Hinblick auf die Rechtsstaatlichkeit des Verfah-
rens?

11. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung Hinweise auf mögliche Ein-
flussnahmen auf die am 11. Juli 2024 gefällte Entscheidung, den Abbau-
stopp als rechtswidrig einzustufen, und wenn ja, von wem?

12. Wie schätzt die Bundesregierung das Gefährdungspotenzial für zivilge-
sellschaftliche Akteurinnen und Akteure vor Ort ein, insbesondere vor 
dem Hintergrund der neuen regierungsnahen Website „Register für Öko-
terroristen“ (https://kopacemo.com/registar-ekoloskih-terorista/), und wie 
bewertet die Bundesregierung das Gefährdungspotenzial?
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13. Wie setzt sich die Bundesregierung bei der serbischen Regierung dafür 
ein, dass die Stimmen der serbischen Zivilgesellschaft gehört und Drang-
salierungen beendet werden?

14. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die Nichtbeachtung von 
38 000 Unterschriften für eine Gesetzesinitiative zum Verbot des Lithium-
Abbaus „ein schwerwiegender Fall der Verletzung grundlegender demo-
kratischer Standards“ darstellt (vgl. www.boell.de/de/2024/07/18/lithiuma
bbau-serbien-eine-offene-und-produktive-debatte-ist-nicht-moeglich)?

15. Wie bewertet die Bundesregierung die massiven Proteste der serbischen 
Zivilgesellschaft in den geplanten Abbaugebieten sowie in Belgrad gegen 
das Abkommen und gegen die Rio Tinto Group als führendes Unterneh-
men des Projekts?

16. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, dass Rio Tinto bereits vor der 
Entscheidung des serbischen Verfassungsgerichts vom 11. Juli 2024, 
Grundstücke im Jadar-Tal erworben hat, und wenn ja, in welchem Um-
fang hat Rio Tinto Aufkäufe getätigt (vgl. https://jacobin.de/artikel/serbie
n-lithium-rio-tinto-olaf-scholz-aleksandar-vucic)?

17. Welche Kontrollmechanismen stehen der Bundesregierung und der EU 
zur Verfügung, um sicherzustellen, dass serbische Umweltschutzauflagen 
beim geplanten Lithium-Abbau eingehalten werden (bitte einzeln auf-
schlüsseln)?

18. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um sicherzustellen, dass 
im Zusammenhang mit dem Lithium-Abbau Standards in folgenden Be-
reichen eingehalten werden
a) EU-Umweltschutzstandards,
b) Menschenrechte,
c) Arbeitsrechte und Sozialstandards,
(bitte nach den genannten Bereichen aufschlüsseln und wenn bekannt, 
konkrete Zuständigkeiten für die Umsetzungen der Maßnahmen benen-
nen)?

19. Von welchen geplanten Maßnahmen durch die EU zur Sicherstellung der 
Einhaltung von Umwelt-, Menschenrechts- und Arbeitsrechtsstandards 
beim geplanten Lithium-Abbau in Serbien hat die Bundesregierung 
Kenntnis?

20. Wie unterscheiden sich nach Wissen der Bundesregierung die in Serbien 
festgelegten gesetzlichen Grenzwerte für umweltschädliche, schädliche 
und gefährliche Stoffe im Boden von deutschen und EU-Umweltstandards 
(bitte einzeln nach Stoffen auflisten)?

21. Wie viele Probebohrungen hat das Unternehmen Rio Tinto nach Kenntnis 
der Bundesregierung in Serbien bis heute vorgenommen, und wie viele 
davon wurden zwischen dem Stopp des Projekts Anfang 2022 bis heute 
durchgeführt (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

22. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Verunreinigungen des 
Bodens durch die vom Unternehmen Rio Tinto durchgeführten Probeboh-
rungen?

23. Ist der Bundesregierung der am 24. Juli 20242 im Journal „Nature“ ver-
öffentlichte wissenschaftlichen Bericht „The influence of exploration acti-
vities of a potential lithium mine to the environment in Western Serbia“ 
(www.nature.com/articles/s41598-024-68072-9) bekannt, und wenn ja, 
wie bewertet sie diesen?
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24. Inwiefern ist aus Sicht der Bundesregierung der Lithium-Abbau vereinbar 
mit der Umsetzung des auf EU-Ebene auf den Weg gebrachten Green 
Deals und insbesondere mit Blick auf den EU-Aktionsplan für Schadstoff-
freiheit von Luft, Wasser und Boden?

25. Wie plant die Bundesregierung, beim Lithium-Abbau in Serbien die Ein-
haltung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) zu gewährleis-
ten?

26. Liegt der Bundesregierung die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) in 
englischer Sprache vor, und wenn nein, wird die Bundesregierung darauf 
hinwirken, die UVP auch in englischer Sprache zugänglich zu machen, 
sodass es internationalen Expertinnen und Experten möglich ist, die Aus-
wirkungen des geplanten Projekts zu bewerten?

27. Hält die Bundesregierung es für möglich, dass der Lithium-Abbau bei 
weiterem Anwachsen der Proteste gestoppt werden könnte?

28. Hat die Bundesregierung Kenntnisse von Menschenrechts- und Umwelt-
rechtsverletzungen durch die Rio Tinto Group in den letzten 20 Jahren, 
und wenn ja, bitte diese Vorfälle chronologisch aufschlüsseln?

29. Gibt es vonseiten der Bundesregierung Bestrebungen, das Projekt in Ser-
bien als strategisches Projekt im Rahmen des Critical Raw Materials Act 
auszuwählen?

30. Gibt es vonseiten der Bundesregierung Bestrebungen, das Projekt in Ser-
bien im Rahmen des neu geschaffenen Rohstoff-Fonds zu fördern, und 
wenn ja, wer entscheidet darüber?

31. Durch wen soll das gewonnene Lithium nach Wissen der Bundesregierung 
weiterverarbeitet werden, und wird hierfür die Raffinerie in Bitterfeld-
Wolfen genutzt werden?

32. Wird nach Kenntnis der Bundesregierung durch die Garantie für einen un-
gebundenen Finanzkredit (UFK) auch der Import von Lithium durch Tra-
figura abgedeckt, und wenn ja, wie viele Tonnen Lithium werden von Tra-
figura nach Deutschland geliefert?

33. Inwiefern sind laut Bundesregierung Rohstoffhändler, wie Trafigura, in 
den Handel von Lithium aus der Jadar-Mine in Serbien eingebunden?

Berlin, den 7. November 2024

Heidi Reichinnek, Sören Pellmann und Gruppe
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